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Finanzpolitik im Dilemma

Hohe Staatsverschuldung und Steuerentlastungsprogramme einerseits und zusätzliche internationale 
Hilfsprogramme sowie Verteidigungsausgaben andererseits bilden zusammen mit dem Streit um die Ver­
teilung der Umsatzsteuer einen schier unauflösbar erscheinenden Knoten für die Finanzpolitik. Wie l<ann 
er gelöst werden? Hans Matthöfer, Gerhard Stoltenberg und Wilhelm Nölling nehmen Stellung.

Hans Matthöfer

Finanzierungsaufgaben im Bundesstaat

Unser bundesstaatliches Finan­
zierungssystem ist durch eine 

Vielzahl von Querverbindungen 
gekennzeichnet. An den wichtig­
sten Steuern sind Bund und Län­
der, teilweise aber auch die Ge­
meinden, gemeinsam beteiligt. Es 
gibt den horizontalen Finanzaus­
gleich unter den Ländern, es gibt 
Zuweisungen des Bundes an fi­
nanzschwache Länder, und es gibt 
den kommunalen Finanzausgleich. 
Daneben gibt es aber auch noch 
ein kompliziertes System von 
Mischfinanzierungstatbeständen, 
in dessen Rahmen Bund und Län­
der gemeinschaftliche Finanzie­
rungen vornehmen.

Je nach Umfang und Schwerge­
wicht der Aufgaben, die von den 
Haushaltsebenen des Bundes­
staates zu erfüllen sind, können 
und müssen in diesem System die
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staatlichen Finanzierungsmittel 
dort verstärkt eingesetzt werden, 
wo ein besonders dringlicher Be­
darf besteht. Dies ist z. B. durch die 
in der Verfassung vorgesehene 
Überprüfung der Anteile von Bund 
und Ländern an der Umsatzsteuer 
möglich. Dies kann auch durch die 
entsprechende Ausstattung der 
Gemeinschaftsaufgaben oder 
durch die Festlegung von Finanzie­
rungsanteilen bei gemeinschaftlich 
finanzierten Aufgaben erfolgen. Ein 
optimales finanzwirtschaftliches 
Verbundsystem muß insgesamt 
elastisch genug sein, um sich einer 
Veränderung des Finanzbedarfs in 
Bund, Ländern und Gemeinden 
anzupassen.

Das finanzielle Gewicht der ein­
zelnen Aufgaben, die die öffentli­
chen Haushalte zu erfüllen hatten, 
hat sich im Laufe der Entwicklung

der Bundesrepublik verändert. 
Nach dem Kriege standen der W ie­
deraufbau und die Bewältigung der 
Kriegsfolgelasten im Vordergrund. 
Die Besatzungskosten und der 
Aufbau der Bundeswehr sowie der 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
waren weitere Aufgaben, die vor 
allem finanzielle Anforderungen an 
den Bundeshaushalt stellten. Von 
dem gesamten Steueraufkommen 
in der Bundesrepublik flössen sei­
nerzeit mehr als die Hälfte dem 
Bund zu (1952: 56,4 %; 1962: 
52,5 %).

Veränderte
Finanzierungsanforderungen

Mit zunehmendem zeitlichen Ab­
stand von den Kriegsereignissen 
und nach Beendigung der W ieder­
aufbauphase veränderten sich die 
Finanzierungsaufgaben der öffent-
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liehen Haushalte. Die Finanzreform 
1969 hat dazu beigetragen, die 
Verteilung der Finanzmittel auf die 
Ebenen des Bundesstaates neu zu 
ordnen. Finanzierungsaufgaben im 
Bereich des Bildungswesens, des 
Hochschulbaus, der kommunalen 
Verkehrseinrichtungen und des 
Gesundheitswesens, die vorwie­
gend in der Aufgabenkompetenz 
der Länder und Gemeinden lagen, 
traten in den Vordergrund. Der An­
teil des Bundes am Gesamtsteuer­
aufkommen wurde zugunsten der 
Länder und Gemeinden vermin­
dert. 1974 betrug der Anteil des 
Bundes am Steueraufkommen 
(nach Abzug der Ergänzungszu­
weisungen an finanzschwache 
Länder und nach Abzug der Anteile 
der Europäischen Gemeinschaf­
ten) noch 49,5 %. Gleichzeitig hat 
sich der Bund, z. B. im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgaben, verstärkt 
an der Finanzierung von Länder­
aufgaben beteiligt. Das finanzwirt­
schaftliche Verbundsystem wurde 
den veränderten Finanzierungser­
fordernissen angepaßt.

Die Entwicklung ist seitdem nicht 
stehen geblieben. Das Schwerge­
wicht der Finanzierungsaufgaben 
hat sich wiederum verändert. So 
setzt sich z. B. im Bereich der Län­
der der rasche Anstieg der Ausga­
ben für den Bildungsbereich nicht 
mehr fort. Der Neubau von Kran­
kenhäusern hat dazu geführt, daß 
auch in diesem Bereich zusätzliche 
Finanzierungsaufgaben nicht wei­
ter ansteigen. Aber in anderen Be­
reichen sind neue Aufgaben zu be­
wältigen, Vor allem der Bundes­
haushalt hat zunehmende Finan­
zierungslasten auf sich zu nehmen.

Seit Beginn der krisenhaften 
weltwirtschaftlichen Entwicklungen 
in der ersten Hälfte der siebziger 
Jahre haben wir das finanz- und 
haushaltspolitische Instrumenta­
rium so breit, aber auch so gezielt 
wie nie zuvor eingesetzt, um zu ei­
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nem hohen Beschäftigungsniveau 
zurückzufinden und ein angemes­
senes Wirtschaftswachstum zu er­
reichen. Die finanziellen Lasten der 
Konjunktursteuerung hatte vorwie­
gend der Bund zu tragen. Dabei 
konnte zunächst auf die angesam­
melten Konjunkturrücklagen zu­
rückgegriffen werden. Daneben 
wurden in hohem Umfang Kredite 
in Anspruch genommen, während 
wegen der verminderten Investi­
tionstätigkeit die privaten Unter­
nehmen hierbei Zurückhaltung üb­
ten.

Neue Herausforderungen

Wir haben diese Aufgabe im in­
ternationalen Vergleich gut bewäl­
tigt. Unsere Politik war erfolgreich. 
Das Bruttosozialprodukt ist 1979 
stärker angestiegen, als wir ur­
sprünglich erwartet haben. Die 
Bundesregierung konnte in ihrem 
Jahreswirtschaftsbericht von ei­
nem weiteren realen W irtschafts­
wachstum von gut 2,5 % ausge­
hen, eine Erwartung, die wahr­
scheinlich merklich übertroffen 
werden wird. Die Arbeitslosigkeit
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geht weiter zurück. In manchen 
Gebieten der Bundesrepublik ist 
praktisch Vollbeschäftigung er­
reicht. Die Wirtschaft investiert wie­
der, die Produktion läuft, und die 
Auftragslage ist in vielen Branchen 
durchaus zufriedenstellend.

Die Finanzierungsprobleme des 
Bundeshaushalts sind damit aller­
dings nicht schlagartig beseitigt. 
Die konjunkturpolitisch erforderli­
che hohe Kreditaufnahme, die vor 
allem der Bund in Kauf genommen 
hat, wirkt sich in hohen Zinsbela­
stungsquoten auch noch in den 
Folgejahren aus. Manche Maßnah­
me ist auch durchaus noch im Voll­
zug; sie stützt die wirtschaftliche 
Entwicklung, belastet aber eben 
auch den Haushalt.

Wir haben es in den vergange­
nen Jahren im übrigen nicht nur mit 
einer konjunkturellen Wellenbewe­
gung zu tun gehabt. Die Rezession 
war durch die drastische Energie­
verteuerung und durch eine weit­
reichende Veränderung der Ko­
stenrelationen überlagert. Die welt­
wirtschaftliche Arbeitsteilung ver­
ändert sich. W ir importieren heute 
viele Güter, die früher bei uns her­
gestellt wurden. Diese Entwicklung 
stellt auch die staatliche Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik vor neue 
Herausforderungen. Unsere Wirt­
schaft befindet sich in einem tief­
greifenden Strukturwandel, dessen 
Probleme sich zum Teil ohne staat­
liche Hilfe nicht oder nicht rechtzei­
tig lösen ließen.

Mehr denn je kommt es für das 
Industrieland Bundesrepublik dar­
auf an, daß technisch fortschrittli­
che Entwicklungen in wirtschaftli­
che Wirklichkeit umgesetzt wer­
den, daß Produktivitätsfortschritte 
erzielt werden und daß auf breiter 
Front eine sparsame Verwendung 
von Energie und ein schonender 
Umgang mit unserer Umwelt 
durchgesetzt wird. Der Staat kann 
sich in dieser Situation nicht aus
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seiner wirtscliaftspolitisclien Ver­
antwortung zurücl<zielien. Er muß 
sicli im Interesse einer funktionie­
renden Wirtschaft in einem be­
stimmten Umfang mit finanziellen 
Dauerlasten abfinden.

Entlastungsmöglichkeiten

Eine Entlastung der Staatshaus­
halte ist nur in den durch die volks­
wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
gezogenen Grenzen möglich. Das 
gilt insbesondere für den Subven­
tionsabbau. Eine pauschal geführ­
te Debatte über die Rodung des 
Subventionsdschungels macht -  
so sehr ich es begrüße -  wenig 
Sinn, wenn sich politische Mehr­
heiten für vernünftige Vorschläge 
finden. Die Frage muß lauten, ob 
und inwieweit durch staatliche Fi­
nanzhilfen die Wachstumschancen 
unserer Wirtschaft verbessert und 
Wachstumshemmnisse beseitigt 
sowie Beiträge zur Einsparung von 
Energie und Rohstoffen geleistet 
werden. Wo dies der Fall ist, sind 
Subventionen durchaus sinnvoll. 
Wo sie nur überkommene Pfründe 
sind oder gar mehr Schaden als 
Nutzen stiften, sollten wir sie strei­
chen.

Hohe Steuervergünstigungen für 
Abschreibungsgesellschaften, die 
zu einer volkswirtschaftlich nicht 
sinnvollen Fehllenkung von Investi­
tionskapital führen, sind z. B. kein 
Beitrag zur Verbesserung der 
Wachstumschancen unserer Wirt­
schaft. Wir haben daher vorge­
schlagen, die Möglichkeiten des 
sogenannten negativen Kapital­
kontos einzugrenzen. Das Schick­
sal dieses Gesetzentwurfs im Bun­
desrat wird zeigen, wie ernst man 
es dort mit dem Abbau von unge­
rechtfertigten Subventionen nimmt. 
Die Streichung der Steuervergün­
stigung für den Mineralölverbrauch 
bei Sportbooten durch eine Verord­
nung des Bundesministers der Fi­
nanzen ist ein weiteres Beispiel da­

für, daß Subventionen nicht mehr 
tabu sind, wenn klare Entschei­
dungszuständigkeiten und der W il­
le zum Handeln besteht.

Dagegen erweisen sich die Maß­
nahmen, mit denen nicht zuletzt 
der Bund dazu beigetragen hat, 
unsere Kohleförderung zu moder­
nisieren und die Förderkapazität zu 
erhalten, heute als wichtiger Aktiv­
posten in unserer Energiebilanz. 
Mit hohen Bundeszuschüssen ha­
ben wir uns das leistungsfähige, 
energiesparende und umwelt­
freundliche Verkehrssystem Bun­
desbahn erhalten. Sein Wert wird 
uns noch voll bewußt werden, 
wenn die ö lpreise weiter steigen 
oder wenn wir sogar Mengenpro­
bleme bekommen sollten.

Das Programm zur Förderung 
von heizenergiesparenden Maß­
nahmen im Wohnungsbau hat oh­
ne übermäßige staatliche Bevor­
mundung viele Bürger dazu veran­
laßt, energiepolitisch äußerst sinn­
volle Maßnahmen durchzuführen. 
Die staatliche Förderung von For­
schung und Entwicklung, insbe­
sondere auch für die mittelständi­
sche Wirtschaft, ist ein wichtiger 
Beitrag zur Förderung der Innova­
tionsbereitschaft und zur Erhaltung 
der wirtschaftlichen Dynamik, mit 
dem der Bund sich besonders stark 
engagiert hat.

Verpflichtungen des Bundes

Dies gilt auch im sozialen und fa­
milienpolitischen Bereich. Im Zu­
sammenhang mit der Steuer- und 
Kindergeldreform sind die Finan­
zierungslasten des Kindergeldes 
voll auf den Bund übergegangen, 
ohne daß dafür ein hinreichender 
Belastungsausgleich zwischen 
Bund und Ländern stattgefunden 
hätte. Bei der Sozialversicherung 
sind, nicht zuletzt im Zusammen­
hang mit der Entwicklung der Al­
tersstruktur der Bevölkerung, er­
hebliche Finanzierungsprobleme

entstanden. Auch hier haben sich 
die Konsolidierungsmaßnahmen 
zumindest indirekt auf den Bun­
deshaushalt ausgewirkt.

Die Bundesrepublik muß ferner 
im internationalen Rahmen zusam­
men mit unseren Verbündeten zu­
sätzliche Verpflichtungen überneh­
men. Als größte Welthandelsnation 
bleiben wir nicht unberührt, wenn 
an der Nahtstelle zur Dritten Welt, 
im mittleren Osten, tiefgreifende 
Veränderungen vor sich gehen. 
W ir müssen dazu beitragen, Span­
nungen einzugrenzen, und Hilfe 
zur wirtschaftlichen Stabilisierung 
leisten, z. B. auch in der Türkei. Die 
Finanzierungsaufgaben im interna­
tionalen Bereich und der äußeren 
Sicherheit fallen ebenfalls in die 
Zuständigkeit des Bundes.

Verschuldungsanstieg

Das Gewicht der Finanzierungs­
aufgaben in unserem Bundesstaat 
hat sich also -  die aufgeführten 
Beispiele illustrieren dies -  zu La­
sten des Bundes verlagert. Wir 
würden die Finanzierungssituation 
der öffentlichen Haushalte in der 
Bundesrepublik gegenwärtig nur 
unvollständig beurteilen können, 
wenn wir den Blick nur auf den 
überproportionalen Anstieg der 
Verschuldung des Bundes richten 
und auf den beengten finanziellen 
Rahmen, der sich daraus für die 
Bewältigung seiner Zukunftsaufga­
ben ergibt. Der Bund muß heute 
13 % seiner Aufgaben durch Kre­
dite finanzieren, die Länder nur 
7 %, und die Gemeinden kommen 
zur Zeit mit einer Kreditfinanzie­
rungsquote von 4 % aus.

Die Entwicklung der Deckungs­
quoten von Bund, Ländern und Ge­
meinden (also des Ausgabenan­
teils, der nicht durch Kreditaufnah­
men finanziert wird) macht deut­
lich, daß die ungünstige Finanz­
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ausstattung des Bundes bereits 
seit 1975 anliält (vgl. Übersiclit).

Dieser Zustand bedarf der Kor- 
rei<tur. Die verscfiiedentiich vorge­
schlagene Kürzung des sich in der 
parlamentarischen Beratung befin­
denden Steuerpakets wäre ein Irr­
weg, der am Problem vorbeiginge. 
Die Notwendigkeit, den weiteren 
Anstieg der Lohnsteuerbelastung 
im Interesse sozialer Gerechtigkeit 
und auch der Leistungsfähigkeit 
unserer Wirtschaft zu verhindern, 
kann nicht bestritten werden.

Der progressive Einkommen­
steuertarif führt dazu, daß jede Ein­
kommenserhöhung einen überpro­
portionalen Anstieg der Lohnsteuer 
bewirkt. Die steuerlichen Korrektu­
ren, die w ir für 1981 vorgeschlagen 
haben, haben ihren Schwerpunkt 
bei der Entlastung der Steuerzah­
ler in der Zone der ansteigenden 
Progression und bei der Entlastung 
der Familien mit Kindern. Hier geht 
es nicht um Steuergeschenke, 
sondern darum, steuersystemati­
schen und steuerpolitischen Not­
wendigkeiten Rechnung zu tragen. 
Ein Verzicht auf diese notwendigen 
Steuerentlastungen würde zudem 
nur zum geringen Teil dem Bun­
deshaushalt zugute kommen. Bei 
einem Verzicht auf 100 DM Steuer­
entlastung würden dem Bundes­
haushalt nur 42,50 DM zufließen. 
57,50 DM erhielten die Länder,__ob­

wohl sie an den zusätzlichen Bela­
stungen z. B. aus dem internatio­
nalen Bereich nicht beteiligt sind.

Neuverteilung 
der Finanzmasse

Die derzeit unzureichende Fi­
nanzausstattung des Bundes ist 
vor dem Hintergrund zu sehen, daß 
der Bund mit niedrigeren Anteilen 
an den verhältnismäßig kräftig stei­
genden direkten Steuern beteiligt 
ist, während er im Rahmen des 
Steuerverbundes stärker an den 
unterproportional zunehmenden 
indirekten Steuern beteiligt ist. Das 
Ergebnis der letzten Steuerschät­
zung hat gezeigt, daß der Anteil 
des Bundes am Steueraufkommen 
bei unveränderter Steuerverteilung 
in den kommenden Jahren weiter 
abnehmen würde. Nach Abzug der 
Ergänzungszuweisungen an die fi­
nanzschwachen Länder und der 
Steueranteile der Europäischen 
Gemeinschaft verblieben für den 
Bundeshaushalt 1979 48,5 % des 
Steueraufkommens; 1984 würden 
es nur noch 46,9 % sein.

Wir können die anstehenden Fi­
nanzierungsprobleme bei einer 
konjunkturgerechten Neuverschul­
dung nur lösen, wenn wir die den 
öffentlichen Haushalten in der Bun­
desrepublik insgesamt zur Verfü­
gung stehenden Finanzierungsmit­

Entwicklung der Deckungsquoten von Bund, 
Ländern und Gemeinden’

Jahr Bund Länder Gemeinden
Länder und 
Gemeinden

1970 100,5 96,1 89,6 92,5
1971 98,9 93,8 86,4 89,4
1972 95,7 98,6 90,4 94,5
1973 97,7 98,3 93,7 95,7
1974 92,1 93,2 90,4 91,4
1975 77,9 86,4 90,9 86,7
1976 82,6 90,0 96,3 91,5
1977 86,8 94,9 98,0 95,7
1978 86,0 92,9 98,1 94,2
1979 87,3 92,7 95,7 93,1
1980 87,9 91,9 97,5 93,3

’ Einschließlich Konjunktur- und Investitionsprogramme. 
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tel in ausgewogener Weise vertei­
len. Wenn einzelne öffentliche 
Haushalte Konsolidierungserfolge 
erzielen, während gleichzeitig der 
Bund an die Grenzen seiner Finan­
zierungsmöglichkeiten gedrängt 
wird, geraten wichtige Aufgaben in 
Gefahr, nicht erfüllt werden zu kön­
nen.

Aufgaben wie z. B. die Venwirkli- 
chung eines gerechten Steuersy­
stems, die Schaffung zukunftssi­
cherer Arbeitsplätze, die Moderni­
sierung unserer Wirtschaftsstruk­
tur, die Erfüllung internationaler 
Verpflichtungen und sicherheitspo­
litischer Belange können auf Dauer 
nur erfüllt werden, wenn es gelingt, 
eine aufgabengerechte Verteilung 
der Finanzmasse in unserem Bun­
desstaat zu organisieren. Das 
Grundgesetz hat die Neuregelung 
der Umsatzsteueranteile von Bund 
und Ländern als Mechanismus vor­
gesehen, um die Finanzausstat­
tung der öffentlichen Haushalte ei­
ner veränderten Bedarfssituation 
anzupassen. Eine solche Anpas­
sung ist heute notwendig.

Die Instrumente der Mischfinan­
zierung stellen einen weiteren Re­
gelungsmechanismus dar, der zu 
einer bedarfsgerechten Finanzie­
rung der Haushalte beitragen kann. 
Eine Einschränkung oder Abschaf­
fung von Mischfinanzierungstatbe­
ständen und der entsprechenden 
Mitfinanzierungen des Bundes be­
darf jedoch auch sorgfältiger Über­
legungen der Länder. Diese Mitfi­
nanzierungen dienen auch dazu, 
Aufgaben im gesamtstaatlichen In­
teresse zu erfüllen, ohne daß dies 
ausschließlich von der unter­
schiedlichen Finanzkraft der ein­
zelnen Bundesländer abhängig 
wäre. Die Ausgleichsfunktion der 
gemeinschaftlichen Finanzierungs­
regelungen kann durch eine Lok- 
kerung des bundesstaatlichen Fi­
nanzverbundes kaum wettgemacht 
werden.
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